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Familienpolitik. Zur Fachkräftesicherung in Deutschland kann auch die Fa-
milienpolitik beitragen. Das effektivste Mittel ist hierbei der Ausbau der Be-
treuungsinfrastruktur. Gäbe es mehr Kitas und Ganztagsschulen, stünden dem 
Arbeitsmarkt laut einer IW-Studie bereits kurzfristig zusätzlich 240.000 quali-
fizierte Vollzeitkräfte zur Verfügung. 

Deutschland, für die der Staat jedes 
Jahr rund 200 Milliarden Euro auf-
wendet. Damit entfallen auf die Fa-
milienförderung 18 Prozent aller 
öffentlichen Ausgaben von zuletzt 
1.106 Milliarden Euro.

Jüngst ist viel über Sinn und Un-
sinn der deutschen Familienpolitik 
diskutiert worden. Vor allem das 
Betreuungsgeld, das ab August an 
jene Eltern ausgezahlt wird, die sich 
selbst um ihre ein- und zweijährigen 
Kinder kümmern, erhitzt die Ge-
müter. Kein Wunder, trägt diese 
Leistung doch kaum zur Gleichbe-
rechtigung bei. Zudem vergrößert sie 
das Armutsrisiko der Frauen, die 
wegen des Geldes daheimbleiben.

Meist geht es in den Debatten zur 
Familienpolitik darum, wie zielfüh-
rend einzelne Maßnahmen tatsäch-
lich sind. Eine Antwort gibt nun das 
Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) zumindest auf die Frage, 
wie wirksam die staatliche Familien-
förderung in Bezug auf die Fach-
kräftesicherung ist. Zwar ist dies 
nicht das primäre Ziel von Famili-
enpolitik, dennoch kann sie einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten.

Die IW-Studie unterscheidet da-
bei drei Ansatzpunkte:

1. Erhöhung der Geburtenrate. 
Natürlich kann ein künftiger „Baby-
boom“ nicht die derzeitigen 

Euro-Rettungs-
schirm. Deutschland 
ist im Kampf gegen 
die Schuldenkrise 
keineswegs der 
einzige Geldgeber.	
Seite 3

Künstlersozialkasse.  
Knapp 180.000 Künstler und 
Publizisten sind Pflichtmit-
glieder in der gesetzlichen 
Sozialversicherung, obwohl 
sie selbstständig sind.	 
Seite 4-5

Flächenhandel. Der 
Flächenverbrauch in 
Deutschland ist zu hoch. 
Abhilfe schaffen könnte 
künftig der Handel mit  
Zertifikaten.
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Kaufkraft. Die Bundes-
bürger können sich für 
ihre Löhne und Gehälter 
heute im Schnitt mehr 
Güter leisten als zu Be-
ginn der 1990er Jahre.	
Seite 7

Berufsausbildung. Die 
Zahl der unbesetzten 
Ausbildungsstellen steigt 
seit Jahren – es gibt 
aber auch wieder mehr 
unversorgte Bewerber.	
Seite 8

Kinderzuschlag, Kinderfreibe-
trag, Kindergeld, Elterngeld, Mut-
terschaftsgeld und demnächst noch 
das Betreuungsgeld: Dies sind nur 
einige der mehr als 150 ehe- und 
familienpolitischen Leistungen in 
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Stand: 2009; Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel, Statistisches Bundesamt 

Fachkräftepotenzial:
Was Familienpolitik bewirken kann
So viele zusätzliche Vollzeitkräfte stünden dem Arbeitsmarkt in 
Deutschland mindestens zur Verfügung, wenn es eine flächendeckende
Ganztagsbetreuung für Kinder zwischen einem und zwölf Jahren gäbe 

Rechts-, Wirtschafts- und 
soziale Berufe

mit Hochschul-
abschluss

14.00096.000

3.00038.000
7.00032.000

9.00011.000

24.00010.000

mit beruflichem
Abschluss

Gesundheitsberufe

Sonstige/ohne Angabe

Mathematik, Informatik 
Naturwissenschaften und
Technik (MINT)

Erziehungs-, Sprach- und 
Kulturberufe

Insgesamt
56.000

Insgesamt
188.000

Vater, Mutter, Fachkraft
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anwaltsfachangestellten und Erzie-
hern: Rund die Hälfte der insgesamt 
188.000 zusätzlichen Vollzeitkräfte 
mit beruflichem Abschluss hat einen 
rechts-, wirtschafts- oder sozialwis-
senschaftlichen Background.

Die insgesamt 240.000 zusätz-
lichen Vollzeitkräfte stellen aller-
dings nur die Untergrenze der mög-
lichen zusätzlichen Beschäftigten 
dar. Unter optimistischen Annah-
men steigt ihre Zahl sogar auf mehr 
als 1 Million Vollzeitäquivalente.

Schließlich gibt es noch einen wei-
teren Grund, warum der Ausbau der 
Betreuungseinrichtungen sinnvoll 
ist: Kitas, Tagesmütter und Ganz-
tagsschulen erhöhen die Wahlfrei-
heit von Eltern. Gegenwärtig unter-
stützt die Familienpolitik vor allem 
das Einzel-Verdienermodell – für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
wird deutlich weniger Geld in die 
Hand genommen (Grafik):

Fast 37 Prozent der ehe- und fami-
lienbezogenen Leistungen kommen 
vor allem Familien zugute, in denen 
ein Partner nicht erwerbstätig ist.

Ein typisches Beispiel: Geht die 
Frau nach einer Kinderauszeit (wie-
der) arbeiten, entfällt für sie die 
beitragsfreie Mitversicherung in der 
Sozialversicherung.

Maßnahmen, die der Fachkräfte-
sicherung dienen – also etwa Ausga-
ben für die Kindertagesbetreuung 
oder das Elterngeld –, schlagen da-
gegen nur mit knapp 12 Prozent des 
Gesamtbudgets der Familienleis
tungen zu Buche.

für längere Zeit ein. Wie lange diese 
familienbedingten Auszeiten dau-
ern, hängt aber häufig nicht nur vom 
Willen der Eltern ab. Viele Väter und 
vor allem viele Mütter würden gerne 
(mehr) arbeiten, wenn die organisa-
torischen und finanziellen Rahmen-
bedingungen stimmen würden.

Die effizienteste familienpoli-
tische Maßnahme zur Fachkräftesi-
cherung ist deshalb der Ausbau der 
Betreuungsinfrastruktur (Grafik 
Seite 1):

Wenn es eine ausreichende Ganz-
tagsbetreuung für Kinder bis zwölf 
Jahre gäbe, stünden dem Arbeits-
markt mindestens 240.000 zusätz-
liche Vollzeitkräfte zur Verfügung – 
darunter 56.000 Akademiker.

Das Fachkräftepotenzial mit 
Hochschulabschluss könnte vor 
allem Lücken in den Erziehungs-, 
Sprach- und Kulturwissenschaften 
schließen, denn 24.000 der 56.000 
Akademiker haben einen entspre-
chenden Abschluss. Unter den be-
ruflich Qualifizierten käme es zu 
einem Schub von Bankern, Rechts-

Probleme auf  dem Arbeits-
markt lösen. Mit einer Verzögerung 
von 20 Jahren dürfte eine höhere 
Geburtenrate aber dazu beitragen, 
den Fachkräftemangel zu lindern. 
Und 20 Jahre sind schnell rum.

Deshalb sollte die Politik für jun-
ge Familien Rahmenbedingungen 
schaffen, die es ihnen möglichst 
leicht machen, Kinderwünsche zu 
realisieren. Die meisten Paare ent-
scheiden sich umso eher für Kinder, 
je einfacher sie familiäre Verpflich-
tungen mit einer beruflichen Tätig-
keit vereinbaren können.

2. Frühe Bildung. Die Basis für die 
schulische Laufbahn wird bereits in 
den ersten Lebensjahren gelegt. Für 
die Kompetenzentwicklung spielt 
deshalb die frühkindliche und vor-
schulische Bildung eine entschei-
dende Rolle – langfristig ist sie sogar 
für das Bildungsniveau der Bevölke-
rung insgesamt mitverantwortlich. 

3. Höhere Erwerbsbeteiligung. Ins-
besondere Mütter unterbrechen 
oder schränken ihre Erwerbstätig-
keit nach der Geburt eines Kindes 
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Rest: ehe- und familienbezogene Leistungen, die in Hinsicht auf die Fachkräftesicherung neutral wirken
Ursprungsdaten: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Was die Familienpolitik fördert
Staatliche Ausgaben für ehe- und familienbezogene Leistungen im Jahr 2010

Insgesamt

200.316darunter: Maßnahmen,
die einen eindeutig 
positiven Beitrag zur 
Fachkräftesicherung 
leisten wie ...  

23.341
11,7

73.958
36,9

darunter: Maßnahmen,
die vor allem dem
Einzel-Verdienermodell
nutzen wie ...

... Kindertagesbetreuung

... Elterngeld

... steuerliche Absetzbarkeit 
    von Betreuungskosten

... Bafög

16.183 8,1
2,3
1,0

0,3

4.583
1.955

620

... Witwen- und Witwerrenten 
    sowie Witwen- und Witwer-
    geld nach Beamtenversor-
    gungsgesetz

... Ehegattensplitting

... beitragsfreie Mitversicherung 
    für Ehegatten in der Sozial-
    versicherung

in Millionen Euro
in Prozent

40.834 20,4

19.790 9,9

13.334 6,7
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IW-Positionen
Nr. 60

 Wido Geis, Axel Plünnecke: 
Fachkräftesicherung durch Familienpolitik, 
Köln 2013, 60 Seiten, 11,80 Euro
Versandkostenfreie Bestellung unter:
www.iwmedien.de/bookshop



Deutschland hilft nicht allein

Euro-Rettungsschirm. Auch wenn 
Deutschland schon aufgrund seiner 
wirtschaftlichen Stärke eine wichtige 
Rolle bei der Bewältigung der Euro-
Schuldenkrise spielt, ist es keineswegs 
der einzige Geldgeber.

Die Erleichterung in der zyprio­
tischen Hauptstadt Nikosia war 
groß: Nachdem das Land vor 
kurzem die Troika aus EU, Europäi­
scher Zentralbank und Internatio­
nalem Währungsfonds von seinem 
Reformwillen überzeugt hat, kommt 
nun der dringend benötigte Kredit 
über insgesamt 9 Milliarden Euro 
aus dem Europäischen Stabilitäts­
mechanismus (ESM).

Was für Zypern eine große Entlas­
tung bedeutet, ist für den Rettungs­
schirm eher „Kleingeld“ – schließ­
lich verfügt er über ein Finanzvolu­
men von bis zu 500 Milliarden Euro. 
Dennoch tut der ESM gut daran, 
nicht allzu freigiebig zu sein. An­
dernfalls würde den betroffenen 
Staaten der Anreiz fehlen, selbst 
maßgeblich zur Lösung ihrer Pro­
bleme beizutragen. Zudem liegt es 
im Interesse der Geberländer, nicht 
mehr Hilfen bereitzustellen als un­
bedingt nötig.

Dabei steht der Begriff der Geber­
länder zu Recht im Plural – denn 
Deutschland muss die Krisenstaaten 
keineswegs im Alleingang retten 
(Grafik):

Von allen Eurostaaten, die im Rah-
men ihrer Beteiligung am Euro-Ret-
tungsschirm bis Ende 2012 Kredite 
und Bürgschaften gewährt haben, 
trug Deutschland nur den sechstgröß-
ten Anteil – gemessen an seiner Wirt-
schaftsleistung waren es 2,1 Prozent.

Italien – nach Malta und Slowe­
nien der drittgrößte Zahler – kam 
dagegen auf 2,4 Prozent. Und ob­
wohl die Italiener selbst tief  in einer 
Rezession stecken, diskutieren sie 
weniger kritisch über die Rettungs­
pakete als die Bundesbürger.

Dass Deutschland beim ESM kei­
neswegs über den Tisch gezogen 
wird, zeigt auch ein Blick auf die 
Konditionen der Hilfspakete. Zwar 
profitieren die Krisenländer von 
niedrigeren Zinsen und längeren 
Rückzahlungsfristen, dafür müssen 
sie aber die Troika ins Land lassen 
und Reformverträge unterschreiben.

Anders als manchmal vermutet, 
entsteht den Geberstaaten zudem 
kein Verlust. Denn die Zinsen, die 
der ESM von den unterstützten Län­
dern bekommt, sind – einschließlich 
der Verwaltungskosten – immer 
noch höher als jene, die er selbst zur 
Aufnahme der Hilfsgelder zahlen 
muss.

Entscheidend ist ohnehin, ob die 
Rettungsstrategie zum Erfolg führt 
– und darauf deutet einiges hin. So 

haben Irland und Portugal die gefor­
derten Reformen weitgehend umge­
setzt und können dank sinkender 
Zinsen die von ihnen benötigten 
Kredite wohl bald wieder selbst am 
Kapitalmarkt aufnehmen. Und so­
gar in Griechenland sind die Fort­
schritte unübersehbar.
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Kredite und Bürgschaften: vor allem an Griechenland, Irland und Portugal
Ursprungsdaten: Eurostat

Euro-Schuldenkrise: Viele Zahlmeister
Kredite und Bürgschaften, die die Eurostaaten im Rahmen ihrer Beteiligung 
am Euro-Rettungsschirm bis Ende 2012 gewährt haben

Malta

Slowenien

Italien

Spanien

Zypern

Deutschland

Estland

Frankreich

Slowakei

in Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Millionen Euro

187

0,2

0

11.787

972 7.198

36.932 5.741

24.542 3.708

405 516

56.091 1.212

355 347

42.090 0

1.494

Niederlande

Belgien

Österreich

Finnland

Luxemburg

Portugal

Irland

Griechenland

2,8

2,7

2,4

2,3

2,3

2,1

2,1

2,0

1,9

1,9

1,9

1,2

2,1

2,1

0,7

Euro-Schuldenkrise: 
Weitere Infos
Eine Auswahl an Artikeln, die der iwd 
seit Beginn des vergangenen Jahres 
zum Thema Euro-Schuldenkrise veröf-
fentlicht hat:

Zur Funktionsweise und Ausgestaltung 
des Euro-Rettungsschirms:
iwd 12/2012, 33/2012 und 18/2013

Zu den Maßnahmen der EZB:
iwd 38/2012

Zur Wirtschaftslage und den Reform-
bemühungen in den Krisenländern:
iwd 25/2012 (Krisenländer allgemein),
iwd 45/2012, 14/2013 (Griechenland),
iwd 7/2013 (Italien),
iwd 19/2012, 9/2013 (Portugal),
iwd 26/2012 (Zypern) 



zwar versicherungspflichtig, zahlen 
aber in ihr eigenes berufsständisches 
Versorgungswerk ein.

Bei den freischaffenden Kreativen 
ist dies die Künstlersozialkasse. Die 
ist aber keine eigenständige Versiche­
rung, sondern eine „ausführende 
Behörde der gesetzlichen Unfallver­
sicherung“. Die zuständigen Be­
amten in Wilhelmshaven behandeln 
die Kreativen wie Arbeitnehmer, das 
heißt, die KSK zieht von den Hono­
raren den bei Angestellten üblichen 
Beitragssatz ein (Kasten Seite 5).

Weil die versicherten Künstler 
selbstständig sind, erhalten sie aller­
dings kein Gehalt wie ihre angestell­
ten Berufskollegen – und damit ent­
fällt auch der Arbeitgeberbeitrag zur 
Sozialversicherung. An dessen Stel­
le tritt ein Pflichtbeitrag, den jene 
Firmen an die Künstlersozialkasse 
abführen müssen, die freie Künstler 
und Publizisten beauftragen und de­
ren Arbeiten weiterverwerten – die 
sogenannte Verwerterabgabe.

Die aktuell 153.000 beitragspflich-
tigen Verwerter zahlen in diesem Jahr 
4,1 Prozent der Honorarsumme an 
die Künstlersozialkasse.

Wenn Privatpersonen einen 
Künstler beauftragen, entfällt die 
Verwerterabgabe. Damit das kein 
Loch in die Kasse reißt, gibt es einen 
Zuschuss vom Bund (Grafik):

Im vergangenen Jahr kostete die 
Künstlersozialversicherung den Bund 
162 Millionen Euro – damit subven-
tionierten die Steuerzahler jeden 
KSK-Versicherten mit durchschnitt-
lich 915 Euro.

Ob eine Firma, die zum Beispiel 
ihr Logo neu gestalten lässt, auch 
eine Verwerterabgabe zahlen muss, 

In den vergangenen zehn Jahren ist 
die Zahl der versicherten freischaf-
fenden Künstler und Publizisten um 
mehr als 40 Prozent gestiegen.

Unter den ge­
setzlichen Sozial­
versicherungen 
nimmt die Künst­
lersozialversiche­
rung eine Sonder­
stellung ein.

Zwar sind 
Selbstständige in 

Deutschland generell 
nicht in der gesetzlichen So­

zialversicherung pflichtversi­
chert. Allerdings gibt es Ausnah­
men: Handwerker etwa müssen auch 
dann in die gesetzliche Rentenkasse 
einzahlen, wenn sie einen eigenen 
Betrieb führen. Erst nach 18 Bei­
tragsjahren können sie sich befreien 
lassen. Mitglieder freier Berufe, die 
sich wie Anwälte oder Ärzte in einer 
Kammer organisieren müssen, sind 

Seit 30 Jahren werden Kreative in 
der Künstlersozialkasse (KSK) zu 
Arbeitnehmerkonditionen sozialver­
sichert, unter anderem damit sie im 
Alter nicht auf staatliche Hilfen an­
gewiesen sind. Der Kreis der Privi­
legierten wächst rapide (Grafik):
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Die Versicherung für Kreative 
Künstlersozialkasse. Knapp 180.000 Künstler und Publizisten sind in der ge­
setzlichen Sozialversicherung pflichtversichert, obwohl sie selbstständig sind. 
Den Steuerzahler kostete das Ganze im vergangenen Jahr gut 160 Millionen Euro.

Grundsätzlich sind laut Künstlersozialver­
sicherungsgesetz selbstständige Künstler 
und Publizisten versicherungspflichtig. 
Tatsächlich entscheidet die Künstlersozial­
kasse (KSK) aber in jedem Einzelfall, ob die 
Voraussetzungen erfüllt sind.

Berufsbild
Versicherungspflichtig sind zum Beispiel 
aus dem Bereich der bildenden Künste 
Bildhauer und Maler, aus dem Bereich der 
darstellenden Künste Schauspieler, ebenso 
freischaffende Musiker, aber auch Schrift­
steller, Journalisten und Herausgeber. Die 

Wer ist Künstler, wer nicht?
Liste ist offen und erfasst selbst exotische 
Berufe wie Clowns oder Geräuschemacher.

Beziehung zum Kunden
Künstler und Publizisten müssen ihre Tä­
tigkeit nicht nur erwerbsmäßig sondern 
auch weisungsungebunden ausüben. Ein 
selbstständiger Grafiker zum Beispiel, der 
Internetseiten für einen Kunden gestaltet, 
oder eine freiberufliche Modedesignerin, 
die nicht nur entwirft, sondern auch fer­
tigt, arbeitet nach Auffassung der KSK wei­
sungsgebunden. Beide sind deshalb keine 
„echten“ Künstler.
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Hochgerechnet fallen heute also 
– vorsichtig geschätzt – jährlich un­
gefähr 160 Millionen Euro an Erhe­
bungskosten in den Unternehmen 
an. Rechnet man die veranschlagten 
50 Millionen Euro der gesetzlichen 
Rentenversicherung hinzu und be­
rücksichtigt zudem die Kosten jener 
Firmen, die zusätzlich geprüft wer­
den, aber nichts zahlen müssen, 
dann wäre der Bürokratieaufwand 
für die Verwerterabgabe sogar höher 
als die Abgabe selbst.

Dabei ließe sich der Beitrag sehr 
viel einfacher erheben, wenn statt 
der Unternehmen die Kreativen ab­
gabenpflichtig wären. Die Künstler 
müssten dazu nur auf ihrer Rech­
nung zusätzlich die Künstlersozial­
abgabe ausweisen und zusammen 
mit dem eigenen Beitrag an die Wil­
helmshavener Behörde überweisen.

ten von 50 Millionen Euro pro Jahr. 
Denn die Kontrollen sind sehr ar­
beitsaufwendig. Anhand der Einzel­
rechnungen und Honorarverträge 
muss geprüft werden, ob das Unter­
nehmen verpflichtet war, eine Ver­
werterabgabe zu zahlen.

Vor allem kleineren bis mittleren 
Unternehmen verursacht dies bereits 
heute hohe Bürokratiekosten. Einer 
Untersuchung der IW Köln Consult 
GmbH aus 2008 zufolge müssen 
kleinere Unternehmen in etwa ge­
nauso viel für die Feststellung der 
Künstlersozialabgabe aufbringen 
wie an Beiträgen. Selbst bei Firmen 
mit bis zu 249 Beschäftigten entste­
hen pro Euro Beitrag noch einmal 
70 Cent Erhebungskosten.

ist auf den ersten Blick nicht unbe­
dingt klar. Denn dazu muss der Auf­
traggeber wissen, ob der selbststän­
dige Grafiker überhaupt Künstler im 
Sinne der Künstlersozialversiche­
rung ist (Kasten Seite 4).

Die betroffenen Unternehmen 
werden mindestens alle vier Jahre 
kontrolliert, ob sie die Künstlersozi­
alabgabe abgeführt haben. Die zu­
ständige gesetzliche Rentenversiche­
rung überprüft derzeit rund 70.000 
Unternehmen pro Jahr.

In Zukunft will die Bundesregie­
rung aber alle Arbeitgeber in 
Deutschland kontrollieren – pro Jahr 
wären das rund 800.000 Unterneh­
men. Die gesetzliche Rentenversiche­
rung rechnet mit zusätzlichen Kos­
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Durchschnittliches Jahreseinkommen: Stand 1. Januar 2012; Quelle: Künstlersozialkasse

Immer mehr Versicherte
Sozialversicherte freiberufliche Künstler in 1.000

mit einem durchschnittlichen Jahreseinkommen von ... Euro

1992 8,5 12,2 14,6 23,2

14,2

23,1 43,2 48,9 62,0

30,1 33,1 47,0

13.253 17.563 12.005 13.743 14.142

2002

2012

Darstellende Künstler Autoren Musiker Bildende Künstler Versicherte insgesamt

58,5

124,5

177,2

Die Leistungen aus der Künstlersozial-
versicherung werden etwa zur Hälfte 
aus Beiträgen der Versicherten finan-
ziert, rund ein Fünftel steuert der Bund 
aus Steuermitteln bei. Den Rest zahlen 
die sogenannten Verwerter – Unterneh-
men und Unternehmer, die Aufträge an 
selbstständige Künstler oder Publizisten 
vergeben und deren Produkte weiter-
verwerten.  
Obwohl freischaffend tätig zahlen 
die Kreativen den für Arbeitnehmer 
üblichen Beitragsanteil zur Sozialversi-
cherung. Allerdings entfällt der Beitrag 
an die Bundesagentur für Arbeit, da die 
freiberuflich tätigen Versicherten kein 
Arbeitslosengeld beanspruchen kön-
nen. Beitragspflichtig sind Honorarein-
nahmen der Kreativen bis zur Höhe 
der allgemein gültigen Beitragsbemes-
sungsgrenzen in der gesetzlichen So-
zialversicherung. Auftraggeber zahlen 
ihre Verwerterabgabe auf die gesamte 
Honorarsumme.

Das Beitragsmodell  
der Künstlersozialkasse
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Beiträge der Verwerter: rechnerischer Bedarf, tatsächliche Einnahmen schwanken aufgrund 
der Verrechnung von Überschüssen und Fehlbeträgen; Quelle: Künstlersozialkasse

Wie die Künstlersozialkasse
sich finanziert

in Millionen Euro

Beiträge der Versicherten
Beiträge der Verwerter
Zuschuss des Bundes

Zuschuss
je Versicherten
in Euro 
Beitrags-
pflichtige
Verwerter

153.300

915

2012

248,7

162,2

Insgesamt
832,4

41.700

676

2002

211,0

130,1

84,2

425,3

21.300

586

1992

34,3

66,7
37,2

138,2

421,5



Über 100 Fußballfelder pro Tag

Flächenhandel. Die deutschen Kom-
munen weisen im Vergleich zur Bevöl-
kerungsentwicklung zu viele neue 
Gebiete als Siedlungs- und Verkehrs-
flächen aus. Abhilfe schaffen könnte 
der Handel mit Zertifikaten. Das „Plan-
spiel Flächenhandel“ – unter der Lei-
tung des IW Köln – testet diese Idee 
nun in einem deutschlandweiten Mo-
dellversuch.

Trotz des demografischen Wan-
dels und dem damit einhergehenden 
Bevölkerungsrückgang werden in 
Deutschland jeden Tag rund 74 Hek-
tar neue Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen ausgewiesen und entsprechend 
genutzt (Grafik). Umgerechnet sind 
das etwa 105 Fußballfelder.

Im gesamten Jahr 2011 wurde da-
mit eine Fläche von 215 Quadratki-
lometern zusätzlich genutzt, das ent-
spricht der Fläche von Städten wie 
Düsseldorf oder Lübeck.

Die dadurch steigenden Kosten 
der Erschließung und Instandhal-
tung werden auf  immer weniger 
Köpfe verteilt und belasten die pri-
vaten Haushalte und die Kommu-
nen. Hinzu kommen die negativen 
Folgen für Umwelt und Natur.

Aus diesen Gründen hat die Bun-
desregierung im Rahmen ihrer natio
nalen Nachhaltigkeitsstrategie das 
Ziel definiert, den Flächenverbrauch 
bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar pro 
Tag zu reduzieren.

Allerdings können Städte und Ge-
meinden das Problem der überhöh-
ten Flächenausweisung und der in-
effizienten Flächennutzung nicht 
alleine lösen. Um den Kommunen 
unter die Arme zu greifen, hat daher 
das Umweltbundesamt das Institut 
der deutschen Wirtschaft Köln (IW) 
beauftragt, das Instrument des Flä-
chenhandels zu testen. Dabei soll in 
einem bundesweiten Modellversuch 

der Zertifikatehandel für Flächen 
mit zunächst 15 Testkommunen si-
muliert werden. 

Bei dem Planspiel wird ein Flä-
chensparziel – zum Beispiel das 
30-Hektar-Ziel der Regierung – in 
Form von Zertifikaten verbrieft und 
auf die Kommunen verteilt. Die Flä-
chenzertifikate ähneln den CO2-
Zertifikaten, die Unternehmen vor-
legen müssen, um eine bestimmte 
Menge an Treibhausgasen ausstoßen 
zu dürfen. 

Wenn eine Kommune also bisher 
ungenutzte Flächen im Außenbe-
reich zu Bauland machen will, 
braucht sie eine entsprechende An-
zahl an Flächenzertifikaten. Zum 
Außenbereich einer Gemeinde zäh-
len alle Grundstücke, die nicht im 
Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans liegen. Für Bebauungen im 
Innenbereich eines Ortes sind keine 
Zertifikate erforderlich, denn hier 
darf grundsätzlich gebaut werden.

Die Zertifikate sind zwischen den 
Kommunen frei handelbar, das 
heißt, es können sowohl zusätzlich 
benötigte Zertifikate von anderen 
Kommunen erworben als auch über-
schüssige an andere Gemeinden ver-
kauft werden. 

Die Zertifikate werden zu Beginn 
jedes Jahres auf die Kommunen ver-
teilt. Diese können die Zertifikate 
auch für spätere Aktivitäten anspa-
ren. Weitere Zertifikate erhalten die 
Kommunen durch Rückbaumaß-
nahmen – das sind dann sogenannte 
weiße Zertifikate. 
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Weitere Informationen:
www.flächenhandel.de©
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Gebäude- und Freifläche: Flächen für Gebäude und dazugehörige Vorgärten, Stellplätze etc.; 
Verkehrsfläche: Flächen für den Straßen-, Schienen- oder Luftverkehr; sonstige siedlungsgeprägte 
Flächen: z.B. Kläranlagen, Mülldeponien, Sportflächen, Campinglätze, Friedhöfe
Quelle: Statistisches Bundesamt

Der tägliche Flächenfraß
Um so viel Hektar stieg die Flächen-
nutzung in Deutschland pro Tag

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

120

63

22

35

109

60

22

27

98

42

20

36

133

70

25

38

118

30

25

63

105

30

24

51

96

38

24

34

95

33

21

41

78

26

18

34

77

21

21

35

74

24

17

33

Gebäude- und
Freifläche

Verkehrs-
fläche

Sonstige siedlungs-
geprägte Flächen



Kaufkraft. Die Bundesbürger können 
sich für ihre Löhne und Gehälter heute 
im Schnitt mehr Güter leisten als zu 
Beginn der 1990er Jahre. Vor allem 
Fernseher, Computer etc. sind inzwi-
schen wesentlich schneller verdient.

Viele Arbeitnehmer in Deutsch-
land können zufrieden sein: Die dies-
jährige Tarifrunde hat in mehreren 
Branchen schon ordentliche Ge-
haltszuwächse beschert. Damit dürf-
te sich der Trend fortsetzen, dass sich 
die Bundesbürger im Laufe der Zeit 
für ihren Arbeitslohn immer mehr 
leisten können:

Im Jahr 2012 konnte ein westdeut-
scher Arbeitnehmer mit seinem Net-
toverdienst durchschnittlich 9 Prozent 
mehr Güter erwerben als 1991.

Je nachdem, welche Produkte die 
Deutschen konsumieren, hat sich die 
Kaufkraft allerdings recht unter-
schiedlich entwickelt (Grafik). So 
sind viele Lebensmittel günstiger 
geworden – z.B. Butter und Schwei-
nekoteletts. Wer aber Kabeljau mag, 
muss für 1 Kilogramm heute im 
Schnitt 10 Minuten länger arbeiten 
als 1991. Der Grund: Die ge-
schrumpften Bestände haben die 
Fischpreise nach oben getrieben.

Teurer geworden sind auch man-
che Dienstleistungen wie der Fri-
seurbesuch – nicht zuletzt deshalb, 
weil bei handwerklichen Leistungen 
meist kaum Produktivitätssteige-
rungen möglich sind.

Wer dagegen auf Unterhaltungs-
elektronik steht, kann sich über ein 
großes Kaufkraftplus freuen:

Heute muss man für einen neuen 
Flachbildfernseher nur rund 28 Stun-
den arbeiten – Anfang der 1990er 

Jahre war ein Röhrengerät erst nach 
fast 78 Stunden verdient.

Allerdings sind die aktuellen Ge-
räte kaum noch mit denen zu ver-
gleichen, die vor gut 20 Jahren an-
geboten wurden. Welche Quanten-
sprünge die Technik gemacht hat, 
zeigen vor allem die PCs. Zwar wür-
de ein Rechner mit dem Qualitäts-
standard von 1995 heute nur gut 
dreieinhalb Stunden Arbeit kosten 
– gegenüber 131 Stunden im Jahr 
1991. Doch ein Computer mit der 
damaligen Ausrüstung wäre mit den 

heutigen anspruchsvollen Program-
men vollends überfordert.

Aus demselben Grund ist auch bei 
Handys und Festnetztelefonen ein 
längerfristiger Kaufkraftvergleich 
schwierig. Klar ist immerhin: Für 
ein Smartphone der Einsteigerklasse 
muss ein Arbeitnehmer heute im 
Schnitt knapp 10 Stunden schuften. 
Hätte man ein solches Gerät bereits 
Mitte der 1990er Jahre herstellen 
können, wäre für den Kauf der Ver-
dienst von annähernd 100 Stunden 
nötig gewesen.
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Technikfreunde 
im Vorteil
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Auf Basis des durchschnittlichen Nettoentgelts je geleistete Arbeitsstunde: 1991 = 10,31 Euro, 
2012 = 15,89 Euro (Schätzung); Haushaltsstrom: einschließlich Grundgebühr; 
Fernseher: im Jahr 1991 Röhrenfarbfernseher, Stereo, 70 cm – im Jahr 2012 
Flachbildfernseher, 100 Hz, 37 Zoll (94 cm), Full HD (selbst erhobener Preis)
Ursprungsdaten: IAB, Statistisches Bundesamt

Kaufkraft in Deutschland
So lange musste ein westdeutscher Arbeitnehmer 
im Schnitt für diese Güter arbeiten, in Stunden:Minuten

1991

2012

Flaschenbier

1991

2012

Vollmilch

1991

2012

Markenbutter

1991

2012

Eier

1991

2012

Kartoffeln Mischbrot

1991

2012

Schweinekotelett

1991

2012

Kabeljau

1991

2012

Abo Tageszeitung

1991

2012

Herrenschuhe 
besohlen

1991

2012

Kinobesuch

1991

2012

Haare waschen 
und fönen für 
Damen

1991

2012

Damenpumps

1991

2012

Herrenanzug

1991

2012

Kleiderschrank

1991

2012

Kühlschrank

1991

2012

Fernseher

1991

2012

Superbenzin

1991

2012

Haushaltsstrom

1991

2012

Porto Standard-
brief

1l

1kg

1Paar

1Stück

1l

250g

1kg

1Karte

1Stück

200kWh

10Stück

1kg

1-mal

1Stück

1Brief

1991

2012

Lebensmittel
Bekleidung, Gebrauchsgüter
Energie
Medien, Dienstleistungen

0,5 l

1Monat

1Paar

1Stück

2,5kg



Berufsausbildung. Weil die Unterneh-
men immer größere Probleme haben, 
Auszubildende zu finden, steigt die 
Zahl der unbesetzten Ausbildungsstel-
len seit Jahren. Gleichzeitig gibt es 
allerdings auch wieder mehr unver-
sorgte Bewerber.

Ob Mechatroniker, Altenpfleger 
oder Elektriker – beruflich Qualifi-
zierte fehlen in vielen Branchen. Ein  
Grund dafür ist, dass sich zu wenig 
junge Leute für eine Berufsausbil-
dung entscheiden (Grafik):

Zu Beginn des letzten Ausbildungs-
jahres, im September 2012, gab es 
33.300 unbesetzte Ausbildungsstellen 
und 15.700 unversorgte Bewerber.

Damit hat sich die Kluft zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem 
Ausbildungsmarkt schon zum drit-
ten Mal in Folge vergrößert. Im 
Vergleich zum Vorjahr stieg die Zahl 
der Ausbildungsplätze, die bis zum 
30. September nicht besetzt werden 
konnten, um 12 Prozent.

Umso erstaunlicher ist es, dass 
auch die Zahl der unversorgten Be-
werber zugelegt hat, von 2011 bis 
2012 um 4.100. Dies erscheint para-
dox, lässt sich aber erklären:

•	 Regionaler Mismatch. Eine freie 
Ausbildungsstelle in Bayern nutzt 
einem Bewerber aus Hamburg gar 
nichts – es sei denn, er oder sie ist 
bereit, umzuziehen.

•	 Demografische Entwicklung. Mit 
der Zahl der Schulabgänger sinkt 
logischerweise auch die Zahl der 
potenziellen Azubis. Dies macht sich 
vor allem in Ostdeutschland be-
merkbar – dort ist der Mangel an 
Bewerbern am stärksten.

•	 Berufswunsch. Manche Schulab-
gänger haben auch deshalb noch 
keine Ausbildung begonnen, weil es 

in ihrem gewünschten Beruf keine 
offenen Stellen gab. Laut der Schul-
abgängerbefragung 2012 des Bun-
desinstituts für Berufsbildung haben 
nur 4 Prozent der Schulabgänger, die 
nicht in  ihrem Wunschberuf unter-
kommen konnten, eine andere Aus-
bildung angefangen.

Obwohl die Zahl der unversorgten 
Bewerber gestiegen ist, handelt es 
sich dabei keineswegs um einen all-
gemeinen Trend. So ist die Zahl der 
sogenannten Altbewerber 2012 um 
fast 3 Prozent gesunken. Das sind 
jene jungen Leute, die die Schule 
schon vor mindestens einem Jahr 
verlassen haben und damals keine 
Ausbildungsstelle fanden. 
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Unversorgte Bewerber: ohne Teilnehmer an berufsbildenden oder ähnlichen Maßnahmen
Quelle: Berufsbildungsbericht

Ausbildungsmarkt: Die Schere öffnet sich wieder
Jeweils zum 30. September

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

10.000

20.000

30.000

40.000

Unbesetzte Ausbildungsstellen Unversorgte Bewerber 

15.650

33.276


